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Parteien zum Thema „Ich will gute Chancen für mein Kind“ 
 

 
Kindergrundsicherung Inklusion/Kinder mit Behinderungen 

Bündnis 
90/ Die 
Grünen 
 

Eine Kindergrundsicherung gegen Kinderarmut  
In einem reichen Land wie Deutschland darf kein Kind in 
Armut aufwachsen – doch vor allem bei Ein-Eltern-Familien 
(Alleinerziehenden), Geringverdienenden mit Kindern oder 
Familien mit mehr als zwei Kindern reicht das Geld oft vorn 
und hinten nicht. Kinderarmut bedeutet auch Ausgrenzung, 
Diskriminierung und schlechtere Bildungschancen. Jedes 
Kind verdient unsere Unterstützung, denn Zukunftschancen 
dürfen nicht von der sozialen Herkunft abhängen. Daher 
werden wir eine Gesamtstrategie zur Prävention und 
Bekämpfung von Kinderarmut entwickeln und umsetzen. 
Neben hervorragender Infrastruktur werden wir Familien mit 
einer einfachen und gerechten Kinder- und 
Familienförderung stärken: der Kindergrundsicherung. Unser 
Vorhaben: Kindergeld, Kinderfreibeträge, Kinderzuschlag, 
das Sozialgeld für Kinder und die Bedarfe für Bildung und 
Teilhabe in eine neue eigenständige Leistung 
zusammenzufassen. Mit der Kindergrundsicherung 
bekommt jedes Kind einen festen Garantie-Betrag, 
Kinder in Familien mit geringen oder gar keinem 
Einkommen bekommen zusätzlich noch einen 
GarantiePlusBetrag. Je niedriger das 
Familieneinkommen, desto höher der GarantiePlus-
Betrag. Nach einmaliger Beantragung bei Geburt wird die 
Höhe der Kindergrundsicherung automatisch von der 
Familienkasse berechnet und ausgezahlt. So kommt die 
Kindergrundsicherung garantiert bei jedem Kind an und 

Kinder- und Jugendhilfe für alle Kinder 
 Ob Kita, Kindertagespflege, Hortbetreuung, Familienberatung, Hilfen 
zur Erziehung oder Angebote der Jugendarbeit – die öffentlichen und 
freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe begleiten Familien beim 
Aufwachsen der Kinder. Sozialarbeiter*innen und pädagogische 
Mitarbeiter*innen leisten dabei unter hohem Zeit- und Arbeitsdruck 
Enormes. Durch gesetzliche Vorgaben zur Personalplanung wollen 
wir für besser ausgestattete Jugendämter und Entlastung der 
Fachkräfte sorgen. Qualitätsstandards wollen wir überall in der 
Kinder- und Jugendhilfe verbindlich erstellen und gemeinsam mit 
Verbänden, Trägern und Wissenschaft weiterentwickeln. 
Leistungsansprüche von Kindern und Jugendlichen mit 
körperlichen und geistigen Behinderungen werden bisher in 
einem eigenen Sozialgesetzbuch für Menschen mit 
Behinderungen geregelt. Mit einem Bundesinklusionsgesetz 
soll sichergestellt werden, dass alle Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe künftig so ausgestaltet sind, dass sie sich auch an 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen und ihre Familien 
richten. Die bestehenden Rechtsansprüche gelten für sie weiter. 
Wir wollen auf dem eingeschlagenen Weg hin zu einem 
inklusiven SGB VIII zügiger voranschreiten. Daher werden wir 
die Länder und Kommunen, die bereits vor Umsetzung des 
Bundesinklusionsgesetzes alle Kinder unter dem Dach der 
Jugendhilfe vereinen wollen, mit einem 
Bundesmodellprogramm unterstützen. So können wertvolle 
Anregungen für den bundesweiten Umstrukturierungsprozess 
gewonnen werden. Den Kostenbeitrag von Jugendlichen in 



Schritt für Schritt beenden wir Kinderarmut. Sie ist gerecht, 
denn Kinder, die mehr brauchen, bekommen auch mehr. Die 
Kindergrundsicherung verbinden wir mit einer Neuermittlung 
dessen, was Kinder zum Leben brauchen. 

vollstationärer Einrichtung oder Pflegefamilie wollen wir 
abschaffen. 
 
Es gilt, Ganztag und gute weiterführende Schulen für alle 
Kinder zu ermöglichen, ob mit Behinderungen oder ohne. Wir 
bekennen uns zum Bewegungsziel der WHO, die körperliche 
Inaktivität von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen bis 2030 um 
15% zu senken. In jedem Ganztag soll mindestens ein 
Bewegungsangebot zur Auswahl stehen. Der Anspruch auf 
Integrationshilfe muss überall gelten – über die individuelle Hilfe oder 
über eine Poollösung, gleich ob in der Ganztagsschule oder bei 
Hortangeboten durch die Jugendhilfe. Die Arbeitsbedingungen und 
Entlohnung der Integrationshelfer*innen sollen ihre anspruchs- und 
verantwortungsvolle Tätigkeit widerspiegeln. Eltern von Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderungen dürfen keine zusätzlichen Kosten 
entstehen. Die Umsetzung des Rechtsanspruchs wird ein 
gesamtdeutscher Kraftakt. Das muss sich in der Beteiligung des 
Bundes an den Kosten widerspiegeln. Um alle Grundschulen auf 
ihrem Weg zu inklusiven Orten der Ganztagsbildung zu unterstützen, 
werden wir ein Begleitprogramm zur Förderung einer integrierten, 
professionsübergreifenden Schulentwicklung auf den Weg bringen 
und damit Koordinierungsstellen fördern. Langfristig wollen wir die 
Schulsozialarbeit ausbauen und flächendeckend als Bestandteil des 
Ganztags verankern 

CDU /  
(kein Vorhaben) 
--- 
„Familien mit Kindern finanziell entlasten 
Wir wollen gezielt Familien finanziell stärken. Sie sind die 
Leistungsträger unserer Gesellschaft. • Wir halten am 
Ehegattensplitting fest und wollen unabhängig davon 
zusätzlich Ansätze entwickeln, um Kinder positiv zu 
berücksichtigen. Wir haben die finanzielle Situation von 
Familien spürbar verbessert, indem wir den Kinderfreibetrag 
und das Kindergeld zum 1. Januar 2021 deutlich erhöht 

/  
(wenige Treffer, Kinder nicht explizit) 
--- 
Inklusion im Alltag leben  
Menschen mit Behinderungen haben das Recht auf eine 
barrierefreie Gestaltung ihrer Umwelt, damit sie am alltäglichen 
Leben in allen Bereichen ganz selbstverständlich teilhaben und sich 
einbringen können. Wir wollen erreichen, dass Menschen mit 
Einschränkungen, ältere Menschen oder zeitweise Erkrankte das tun 
können, was für alle selbstverständlich ist: den ÖPNV benutzen, 
einen Geldautomaten aufsuchen oder die Nachrichtensendung 



haben. Perspektivisch streben wir den vollen 
Grundfreibetrag für Kinder an und finden damit den 
Einstieg in ein Kindersplitting.• Wir haben auch den 
steuerlichen Entlastungsbetrag für Alleinerziehende auf 
4.008 Euro verdoppelt. Wir wollen ihn perspektivisch auf 
5.000 Euro weiter erhöhen. Wir werden die steuerliche 
Berücksichtigung haushaltsnaher Dienstleistungen 
verbessern. Sie entlasten Familien im Alltag und schaffen 
mehr Zeit für Familie und Beruf. So verringern wir auch 
Schwarzarbeit und tragen zur sozialen Absicherung der 
häufig weiblichen Beschäftigten bei. 
 
Familien mit Kindern finanziell entlasten und Wohneigentum 
ermöglichen  
[…] Wir werden das KfW-Wohneigentumsprogramm für 
Familien ausweiten. Wer Kinder hat, soll stärker davon 
profitieren. Dazu sollten Darlehen, Tilgungszuschüsse oder 
Zinsverbilligungen nach Anzahl der Kinder gestaffelt werden. 
Ebenso wollen wir energetische Sanierungen des 
Familieneigenheims fördern. • Den Ländern werden wir 
ermöglichen, einen Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer 
von 250.000 Euro pro Erwachsenem plus 100.000 Euro pro 
Kind beim erstmaligen Erwerb selbstgenutzten Wohnraums 
zu gewähren. 

verfolgen. Dafür werden wir das Behindertengleichstellungsgesetz 
weiterentwickeln.• Unser Ziel ist ein inklusiver erster Arbeitsmarkt. 
Das Potenzial von Fachkräften mit Behinderungen bleibt vielfach 
noch immer ungenutzt. Gemeinsam mit den 
Schwerbehindertenvertretungen wollen wir das betriebliche 
Eingliederungsmanagement stärken sowie Frühwarnsysteme und 
effiziente Präventivmaßnahmen ausbauen. • Werkstätten für 
behinderte Menschen sind wichtig, weil sie dort am Arbeitsleben 
teilnehmen können. Für ein zukunftsfähiges Entgeltsystem werden 
wir die Berechnung des  Werkstattlohns neu regeln und gleichzeitig 
die derzeitige Deckelung des Arbeitsförderungsgeldes aufheben. 
Damit haben die Werkstattbeschäftigten mehr Geld in der Tasche 
und die Werkstätten werden finanziell entlastet. • Wir setzen uns 
dafür ein, dass jeder Mensch ein Recht auf digitalen Zugang hat, 
auch Menschen, die in Einrichtungen leben. Eine barrierefreie 
Medienvielfalt in Deutschland spielt für uns eine zentrale Rolle. 
Menschen mit Behinderungen sollen ihr Recht auf informatorische 
Selbstbestimmung wahrnehmen können. 
 
Sonst: Inklusion und Sport sowie ! Ehrenamt: „Wir wollen  mehr 
Seniorinnen und Senioren, Menschen mit Zuwanderungsgeschichte 
und Menschen mit Behinderung für das Ehrenamt gewinnen.“ 

Die 
Linke 

Kinderarmut überwinden: Kindergrundsicherung  
Kinderarmut ist immer Einkommensarmut der Eltern. Eine 
gute soziale Infrastruktur, gute Löhne und soziale Garantien 
sind wichtige Bestandteile im Kampf gegen Kinderarmut. 
Dazu kommen eine starke Kinder- und Jugendhilfe und eine 
armutsfeste Kindergrundsicherung. Wir beseitigen Kinder- 

und Jugendarmut mit zwei Ansätzen:  mit finanzieller 

Unterstützung der materiellen und monetären Armut  mit 
infrastrukturellen Angeboten (ÖPNV, Kinder- und 
Jugendfreizeiteinrichtungen, Musikschulen, Bibliotheken etc.) 
werden Türen geöffnet und Teilnahme am gesellschaftlichen 

Eine Schule für Alle! Wir wollen inklusive Bildung und Erziehung von 
Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderung in allen 
Entwicklungsphasen mit entsprechender Qualifizierung des 
Personals und ausreichender Personal- und Sachausstattung der 
Einrichtungen (vgl. Kapitel Bildung 
 
Bund, Länder und Kommunen müssen ein Investitionsprogramm 
»Inklusive Bildung« auflegen, um Bildungseinrichtungen umfassend 
barrierefrei umzubauen und auszustatten. DIE LINKE will eine 
inklusive Schule, in der alle Kinder und Jugendlichen willkommen 
sind. Heute werden viele besondere Förderbedarfe festgestellt, es 



Leben hergestellt – niedrigschwellig, barrierefrei, wohnortnah 
im Lebensumfeld und möglichst gebührenfrei. Gemeinsam 
mit Sozialverbänden, Gewerkschaften und anderen 
gesellschaftlichen Akteuren fordern wir eine eigenständige 
Kindergrundsicherung. Sie muss leicht verständlich, 

transparent, gerecht und sein:  Jedes Kind ist gleich viel 
wert. Wir erhöhen das Kindergeld für alle Kinder auf 328 
Euro monatlich. Es wird einkommensunabhängig an alle 

Familien gezahlt.  Kinderarmut überwinden. Kinder aus 
armen Familien erhalten zusätzlich zum Kindergeld einen 
altersgestaffelten Zuschlag bis zu 302 Euro. Der Zuschlag 
richtet sich an Kinder, deren Eltern auf Hartz IV oder 
Sozialhilfe angewiesen sind bzw. durch niedriges 
Erwerbseinkommen lediglich ihren eigenen Unterhalt 
sicherstellen können. Der Zuschlag ist altersgestaffelt, denn 
Grundschulkinder brauchen mehr als Kindergartenkinder und 

Jugendliche mehr als Grundschulkinder.  Tatsächliche 
Unterkunftskosten berücksichtigen. Für Kinder mit Anspruch 
auf den Zuschlag werden ggf. höhere Wohn- und Heizkosten 

übernommen.  Einmalige und besondere Bedarfe 
anerkennen. Zudem werden einmalige und besondere 
Bedarfe (z.B. für Klassenfahrten, IT-Ausstattung, 
Umzugskosten) für Kinder anerkannt, die den Zuschlag 
bekommen. Die Kindergrundsicherung gilt für alle Kinder und 
Jugendlichen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres und 
für junge Volljährige bis zur Vollendung ihrer ersten 
Schulausbildung (inkl. Abitur). Mit unserer 
Kindergrundsicherung ersetzen wir die bestehenden 
bürokratischen, restriktiven und intransparenten 
sozialen Sicherungssysteme für Kinder 
einkommensarmer Familien. Der Unterhaltsvorschuss 
bleibt bestehen. Die Kindergrundsicherung ist eine 
Leistung des Kindes. Sie wird weder beim Bezug von 
Sozialleistungen noch innerhalb des Steuerrechts als 
Einkommen der Eltern oder anderer 

werden aber keine adäquaten Hilfen für diese Förderbedarfe 
angeboten. Das muss sich ändern. Inklusion ist für uns eine 
gesamtgesellschaftliche Verpflichtung, alle müssen gleichberechtigt 
dazugehören und teilhaben können. Notwendige Hilfen müssen 
“aus einer Hand“ angeboten werden und nicht über 
umständliche Wege erst bei unterschiedlichen Stellen beantragt 

werden.  Der Rechtsanspruch auf inklusive Bildung und das 
Recht auf das gemeinsame Lernen in einer Regelschule gehört 
in jedes Schulgesetz. Alle Schulen müssen über barrierefreie 
Zugänge für alle Kinder verfügen, die nicht nur auf die baulichen 
Voraussetzungen beschränkt werden dürfen. Sie müssen über eine 
adäquate Ausstattung und Qualifizierung bei Personal, 
Assistenzleistungen, Lehr- und Lernmitteln sowie sonstigen 
Hilfsmitteln für jedes Kind verfügen. Wir wollen ein 2-Lehrer*innen-
System umsetzen, als eine der Rahmenbedingungen, mit der wir 
Förderschulen überflüssig machen. Inklusion darf nicht davon 
abhängig gemacht werden, wie viel sie kostet! 



Haushaltsangehöriger angerechnet. Die Angebote für 
Kinder und Jugendliche zur Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben und zur persönlichen Entwicklung wollen wir 
ausbauen – barrierefrei, lebensnah und möglichst 
gebührenfrei. Die Kommunen sind entsprechend finanziell zu 
unterstützen, um Angebote der Kinder- und Jugendhilfe, 
Sportanlagen, Frei- und Hallenbäder, Kultur- und 
Bildungseinrichtungen vorzuhalten sowie den ÖPNV stärker 
auf die Bedürfnisse der jungen Menschen auszurichten. 

FDP Kinderchancengeld einführen  
Wir Freie Demokraten wollen ein Kinderchancengeld. Es 
besteht aus: Grundbetrag, Flexibetrag und nichtmateriellem 
Chancenpaket. Die Angebote für bessere Chancen, Bildung 
und Teilhabe werden ausgeweitet und können von Kindern 
und Jugendlichen selbstständig über ein 
Kinderchancenportal kinderleicht abgerufen werden. Das 
Kinderchancengeld ist einfach, digital und ermöglicht echte 
Aufstiegschancen.  
Update für das Elterngeld Wir Freie Demokraten wollen das 
Elterngeld entbürokratisieren und digitalisieren sowie den 
Partnerschaftsbonus flexibilisieren. […]Auch das 
„ElterngeldPlus“ und den Partnerschaftsbonus passen wir der 
Lebensrealität der Familien an.  
Höhere Freibeträge für Familien und Alleinerziehende Wir 
Freie Demokraten wollen Familien und Alleinerziehende 
entlasten. Dazu wollen wir den Kinderund 
Auszubildendenfreibetrag sowie den Freibetrag für 
Alleinerziehende anheben. Auch die steuerliche 
Absetzbarkeit von Betreuungskosten, gesetzlichen 
Unterhaltsleistungen und haushaltsnahen Dienstleistungen 
wollen wir verbessern. Am Splittingverfahren für Ehe- und 
eingetragene Lebenspartnerschaften wollen wir festhalten. 
Ebenso kann es sinnvoll sein, künftig stärker mit - von der 
Steuerschuld abzuziehenden - Steuergutschriften zu 
arbeiten. Dadurch wirken Freibeträge besser für die niedrigen 

Förderung für Menschen mit Behinderung und Lernschwäche  
Wir Freie Demokraten wollen Menschen mit Behinderung und 
Lernschwäche bestmöglich fördern. Die Wahlfreiheit zwischen 
Regelunterricht und speziellen Klassen beziehungsweise 
Schulen soll bei Eltern und ihren Kindern liegen. Wir setzen uns 
daher für den Erhalt dieser ein. Wir möchten dafür sorgen, dass 
jedes Kind das Bestmögliche aus seinen Potentialen machen kann 
und gut auf ein möglichst selbstbestimmtes Leben vorbereitet wird. 



und mittleren Einkommen.  
Heim- und Pflegekinder bei Ausbildung unterstützen Wir 
Freie Demokraten wollen das Angebot an Berufs- und 
Studienberatung in Jugendpflegeeinrichtungen erweitern. 
Heim- und Pflegekinder müssen ihr selbstständig verdientes 
Geld behalten können. Sie dürfen nicht mehr zur 
Finanzierung ihrer Unterbringung herangezogen werden. 
Zudem muss eine Verlängerung der Unterbringung im 
Jugendheim oder bei Pflegefamilien auch über das 18. 
Lebensjahr hinaus unkompliziert möglich sein, solange 
die Jugendlichen noch zur Schule gehen oder sich in 
einer Berufsausbildung befinden. So erleichtern wir den 
Betroffenen die Erlangung von Berufs- und 
Schulabschlüssen, einschließlich der Hochschulreife. 

SPD 
 

Wir haben deshalb ein Konzept der 
Kindergrundsicherung entwickelt, das aus zwei zentralen 
Bereichen besteht. Zum einen aus einer Infrastruktur, die 
gerechte Bildung und Teilhabe für alle Kinder ermöglicht. Sie 
beinhaltet gute und beitragsfreie Kitas, ein Ganztagsangebot 
für Schulkinder, eine soziale Infrastruktur für Kinder und 
Jugendliche und freie Fahrt in Bus und Bahn im Nahverkehr 
sowie ein Recht auf Mobilität vor allem für den ländlichen 
Raum. Die Kindergrundsicherung besteht zum anderen 
aus einem neuen existenzsichernden, automatisch 
ausgezahlten Kindergeld, das nach Einkommen der 
Familie gestaffelt ist – je höher der 
Unterstützungsbedarf, desto höher das Kindergeld. 
Damit machen wir das Leben der Familien leichter, die es 
besonders schwer haben. Der monatliche Basisbetrag 
dieses neuen Kindergeldes wird bei zirka 250 Euro 
liegen. Der Höchstbetrag wird sich an den Ausgaben von 
Familien mit mittleren Einkommen für Bildung und Teilhabe 
orientieren und mindestens doppelt so hoch sein wie der 
Basisbetrag. Im Höchstbetrag sind das sächliche 
Existenzminimum inklusive Wohnkostenpauschale sowie 

Neben allgemeiner Erwähnung (Anti-Diskriminierung,…), 
Arbeitsmarkt/Betriebsräte, Sportbereich, eine Referenz zur KJH 
Wir wollen Hilfen für Kinder, Jugendliche und Familien bündeln, 
die von Krankheit oder Behinderung betroffen sind. Kinder, 
Jugendliche, junge Erwachsene und Eltern müssen einen einfachen 
Zugang zu Unterstützungsleistungen haben. Dafür sind weitere 
Schritte notwendig. Der Kampf gegen Bildungsbenachteiligung muss 
in allen Systemen konsequent stattfinden. Die erste 
Bildungseinrichtung im Leben eines Kindes ist heute die Kita. 
Deshalb werden wir die frühkindliche Bildung weiter ausbauen. 



Bildungs- und Teilhabekosten enthalten. Das neue 
Kindergeld ersetzt so den Kinderfreibetrag und bündelt 
bisherige Leistungen. 
 

 


